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Gemäß § 43 des Sechsten Buchs Sozialgesetzbuch (SGB VI) haben Versicherte Anspruch auf 
Rente wegen Erwerbsminderung, die wegen Krankheit oder Behinderung auf nicht absehbare Zeit 
außerstande sind, unter den üblichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens 
sechs Stunden täglich - teilweise Erwerbsminderung - beziehungsweise drei Stunden täglich er-
werbstätig - volle Erwerbsminderung - zu sein. 

Die gutachterliche Feststellung der (Rest-)Leistungsfähigkeit ist eine sozialmedizinische Ent-
scheidung. 

Es liegt nahe, dass bei tatsächlicher Ausübung eines Landtags- oder Bundestagsmandats sozial-
medizinisch gesehen auch eine Erwerbstätigkeit ausgeübt werden könnte und aus diesem Grunde 
eine Erwerbsminderung nicht mehr vorliegt. Gegebenenfalls wäre ein Bescheid über die Bewilli-
gung einer Erwerbsminderungsrente wegen Änderung der Verhältnisse gemäß § 48 des Zehnten 
Buchs Sozialgesetzbuch (SGB X) mit Wirkung für die Zukunft aufzuheben und die Rentenzah-
lung gemäß § 100 Abs. 1 SGB VI einzustellen.  

Selbst wenn die Abgeordnetentätigkeit tatsächlich weniger als sechs beziehungsweise drei Stun-
den täglich ausgeübt würde und weiterhin eine Erwerbsminderung vorläge, wären die Abgeord-
netenentschädigungen vergleichbares Einkommen und damit als Hinzuverdienst zu berücksichti-
gen, der zur vollen oder teilweisen Zahlungseinstellung der Erwerbsminderungsrente gemäß 
§ 96a SGB VI führen würde. 
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